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Geht es nach Bundesanwalt Michael
Lauber und seiner Crew, sind Staatsan-
wälte des Bundes potenziell gefährliche
Leute. Wann immer die Bundesanwalt-
schaft (BA) im letzten Frühsommer
einem Staatsanwalt die Nichtwieder-
wahl ankündigte, und das war fünf Mal
der Fall, warteten nebenan Mitglieder
einer Spezialeinheit der Bundeskrimi-
nalpolizei. «Um allen Eventualitäten vor-
zubeugen», wie in einem Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts festgehalten ist.

Das Gericht hat den Polizeieinsatz
nicht beanstandet. Wohl aber hat es
bisher in drei Fällen entschieden, dass
die «Nichtwiederwahl ungerechtfertigt
war». Ein vierter Fall wäre wohl gleich
ausgefallen, hätte nicht die betroffene
Person die Beschwerde zurückgezogen,
weil ihr neuer Arbeitgeber keine hängi-
gen Rechtsstreitigkeiten wollte. Ein an-
derer hätte auf die Beschwerde verzich-
tet, wenn er ein «sehr gut» statt ein «gut»
im Arbeitszeugnis erhalten hätte.

Recherchen zeigen: Die ruppige Ent-
lassungspolitik kostet die Steuerzahler
viel Geld. Den drei Entlassenen wurden
durchschnittlich je 15 Bruttomonatsge-
hälter als Entschädigung und Genugtu-
ung zugesprochen. Ein Ex-Strafermittler
ärgert sich: «Ein Bruttojahreslohn be-
trägt rund 227 000 Franken. Das ergibt
ohne Arbeitgeberbeiträge eine Summe
von rund 1,1 Millionen zu Lasten Bund.»
Polizeiaufgebot nicht eingerechnet.

Die BA wollte sich auf Anfrage «mit
Rücksicht auf die Persönlichkeitsrechte»
nicht dazu äussern, wie hoch die ge-
richtlich verfügten Zahlungen insge-
samt sind und ob die Behörde die Ent-
scheide weiterzieht. Auch die Frage, ob
das Vorgehen, im Nachhinein besehen,
in Ordnung war, blieb unbeantwortet.

Entlassene Staatsanwälte hatten
und haben Mühe, neue Jobs zu finden.
Auch darum, weil man pauschal durch-
sickern liess, sie seien ungenügend.
Einer erhielt keinen Job, weil wegen des
Polizeiaufgebots bei seinem Entlassungs-
gespräch das Gerücht kursierte, er sei
«besonders gefährlich oder habe sich
einer strafbaren Handlung schuldig ge-
macht», wie im Gerichtsentscheid steht.

Die Entlassungen, die meist auf-
müpfige Staatsanwälte traf, hinterlässt
gemäss Insidern Spuren beim Personal.
Die Angst vor Willkür sitzt tief, wer
kann, geht.

In Kontrast dazu geniesst die Bun-
desanwaltschaft unter Lauber einen um
Welten besseren öffentlichen Ruf als un-
ter seinen Vorgängern. Geschuldet ist
das auch dem Ausbau der Kommunikati-
onsabteilung. Sie ist heute grösser und
vor allem aktiver denn je. «Zurzeit bear-
beiten wir pro Quartal knapp 3000 Medi-
enanfragen», so Lauber Ende Jahr in
einem Brief, den er allen Parlamentsmit-
gliedern schickte.

Weniger stark bearbeitet werden an-
dere Fragen. Im März hat die Behörde
ein Verfahren gegen einen Mann einge-
stellt, der angeblich Nationalratspräsi-
dentin Christa Markwalder erpressen
wollte. Die Bernerin, die die Strafanzeige
eingereicht und darum gebeten hatte,
über wichtige Verfahrensschritte infor-
miert zu werden, erfuhr dieser Tage von
der «Aargauer Zeitung» von der Einstel-
lung. Markwalder bestätigt: «Anstatt von
der BA wurde ich von den Medien über
die Einstellungsverfügung informiert.
Man kann sich damit selbst ein Urteil
bilden über die Professionalität und Ob-
jektivität unserer Bundesanwaltschaft.»

Michael Lauber beisst das kaum. In
seinem Neujahrsbrief schrieb er: «Wir
werden auch in Zukunft die erforderli-
chen Massnahmen umsetzen, um das
Vertrauen in die BA weiter zu festigen.»

DER ÄRGER der Nationalratspräsidentin
kommt nicht von ungefähr. Es ist nicht
das erste Mal, dass die BA in ihrem Fall
ein Vorgehen wählt, das in Widerspruch
zur wohlformulierten Eigenwerbung
steht. Das aussichtslose, aber spektakulä-
re Gesuch der BA um Aufhebung von
Markwalders Immunität im Kasachstan-
Zusammenhang fand letztes Jahr den
Weg in die Medien binnen Stunden nach
Einreichung. Mit medienwirksamer Stel-
lungnahme des BA-Informationschefs.

Laubers Entlassungspolitik
kostet Steuerzahler eine Million
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 VON HENRY HABEGGER

Die Bundesanwaltschaft muss gefeuerten Staatsanwälten hohe Entschädigungen zahlen

«Vertrauen in die BA weiter
festigen»: Michael Lauber.  KEY

Knapp eine Woche sassen Angela Magdici
und Hassan Kiko in Isolationshaft im Ge-
fängnis von Bergamo in Norditalien. Jetzt
wurden sie in den normalen Trakt über-
führt, wie ihr Anwalt Mario Campagna
der «Schweiz am Sonntag» am Telefon be-
stätigt. Magdici, die ein paar Brocken Ita-
lienisch spricht, könne sich dort wenigs-
tens mit anderen Häftlingen unterhalten.

Nachdem die 32-jährige Gefängnis-
aufseherin Magdici ihren Geliebten, den
27-jährigen Kiko, Mitte Februar aus dem
Gefängnis Limmattal befreit hatte, wur-
de das Paar am Karfreitag von der italie-
nischen Polizei in Norditalien verhaftet.
Anwalt Campagna ist seither der Einzige,
der mit den Inhaftierten in Kontakt ist. Er
sagt: «Meine Mandanten haben nicht mit
einem so grossen Aufgebot der Polizei ge-
rechnet. Sie haben sich darum sehr er-
schreckt.» Laut dem Polizeikommandan-
ten Paolo Storoni hat sich Magdici bei
ihrer Verhaftung stark gewehrt. Dies be-
streitet sie nun. Sie habe sich nur er-
schreckt, nicht aber gewalttätigen Wider-
stand geleistet, so Campagna.

Anders als in Medien nachzulesen
war, nimmt der italienische Anwalt
Magdici nicht als dominant wahr. «Von
meinen beiden Mandanten ist sie klar
die aktivere Person.» Bei seinem gestri-
gen Besuch im Gefängnis habe sie auf
ihn aber einen sehr fragilen Eindruck
gemacht. «Sie vermisst Hassan», sagt er.
Sie habe nach ihm gefragt und wollte
wissen, ob es möglich sei, dass sie ihn se-
hen könne. Laut Campagna dürfte dies
schwierig sein. Wie er seine Mandantin
gestern im Gefängnis angetroffen habe,
bestätigte für ihn die These, dass es sich
bei dem Ausbruchsfall von Magdici und
Hassan einzig um eine grosse Liebes-
geschichte handelt.

Zu dem Verdacht, dass die beiden
terroristische Hintergedanken hatten
und nach Syrien flüchten wollten, sagt

Campagna: «Magdici sagte mir, das sei
eine erfundene Dummheit. Und ganz
ehrlich, die Art und Weise der Flucht,
Nachrichten mit dem Handy zu verschi-
cken – das ist nicht die Art, wie es Terro-
risten machen.» In der Wohnung, wo sich
das Paar versteckt hatte, stiess die Polizei
auf Koranverse, die an die Wand gemalt
wurden. Daraufhin wurde über Kikos re-
ligiösen Hintergrund spekuliert. Campa-
gna sagt nun jedoch, dass Kiko insofern
nichts mit islamischem Terror am Hut
habe, als er nicht einmal Muslim sei.
«Mein Mandant erzählte mir, dass er im
Gefängnis in Zürich jeden Tag zum Pries-
ter ging – nicht zum Imam.»

ER, ALS IHR VERTEIDIGER, sei überzeugt,
dass Magdici und Hassan ihre Taten be-
reuen. «Magdici sagte mir, dass es ihr vor
allem für ihre Familie leidtue, die jetzt
aufgrund von ihrem Handeln die Konse-
quenzen zu spüren bekomme», so Cam-
pagna. Bis die beiden der Schweizer Justiz
ausgeliefert werden, sei nur noch eine
Frage der Zeit. Der Anwalt schätzt, dass es
noch rund 15 bis 20 Tage dauern könne,
bis alle Formalitäten geklärt seien. Er ha-
be seinen Mandanten aber geraten, dass
sie sich kooperativ verhalten sollen, weil
sich dies positiv auf ihre Verfahren in der
Schweiz auswirken könne. Magdici und
Kiko haben diesen Rat befolgt. Vor dem
Berufungsgericht letzte Woche haben sie
ihrer Auslieferung zugestimmt.

Hassan Kiko ist laut Mario Campagna kein Muslim

Magdicis Anwalt: «Sie wollten
nicht nach Syrien»
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 VON SARAH SERAFINI

Gefängniswärterin Angela Magdici. HO

ie Frage von «Arena»-Mode-
rator Jonas Projer war un-
missverständlich: «Muss
man es akzeptieren, wenn
ein Schüler sagt, er wolle

der Lehrerin die Hand nicht geben?»
Vom Präsidenten der Föderation islami-
scher Dachorganisationen (Fids) hätte
man eigentlich ein klares «Nein» erwar-
tet. Denn der wichtigste Muslim-Verband
der Schweiz gilt als gemässigt und libe-
ral. Doch Montassar Benmrad, erst seit
vergangenem Sommer im Amt, wich der
Frage vorgestern Freitagabend zuerst
aus. Nachdem Projer sie wiederholt hat-
te, antwortete Benmrad: «Ja und nein.»
Dann ergänzte er: «Ich würde sagen,
eher nein. Auf der anderen Seite, wenn
jemand solche Sachen sagt, würde ich
eher mit ihm diskutieren.»

DER OBERSTE MUSLIM im Land präzisier-
te gestern gegenüber der «Schweiz am
Sonntag», er selber gebe Frauen die
Hand und empfehle es den muslimi-
schen Schülern ebenfalls, um Respekt
gegenüber den Lehrpersonen zu zeigen.
Benmrad wirbt aber um Geduld mit
Muslimen, die es anders halten und den-
ken, dass es respektvoll sei, die Hand
eben gerade nicht zu geben. «Mit solchen
Schülern sollte man den Dialog suchen»,

D

sagt Benmrad, «und ihnen erklären, dass
es in der Schweiz ein Zeichen von Res-
pektlosigkeit sei, die Hand nicht zu ge-
ben».

Eindeutig ist die Meinung von Emi-
ne Sariaslan. Sie ist Präsidentin des Fo-
rums für die Integration der Migrantin-
nen und Migranten, will ihre Aussagen
aber als Privatperson machen. «Die Re-
geln an einer Schule und überhaupt in
unserer Gesellschaft sollten für alle gel-
ten.» Sie erlebe es an Schulen immer wie-
der, dass muslimische Kinder in einen
Loyalitätskonflikt kämen, wenn sich die
Regeln des Elternhauses von jenen der
Schule unterscheiden. «Aber den Kin-
dern ist mit Sonderregeln an Schulen
nicht geholfen.»

Aus welchen Gründen Oberstufen-
schüler den Händedruck ablehnen, er-
klärt M. Muhammad Hanel, Medienspre-
cher der Vereinigung der Islamischen
Organisationen in Zürich (VIOZ). In ei-
nem Blog legt er ausführlich dar, was für
das Berührungsverbot spreche: Es gehe
um Höflichkeit, um Respekt und auch
um «Hochachtung vor der selbstbe-
stimmten Souveränität jedes Individu-
ums». Bezogen auf die Schule ergänzt er:
«Diese Regelung der höflichen Zurück-
haltung gilt nicht für Kinder (Knaben
oder Mädchen), sondern für adoleszente
Menschen beiderlei Geschlechts. Also für
geschlechtsreife junge Frauen und Män-
ner gleichermassen in Hinblick auf das
jeweils andere Geschlecht.»

WÄHREND DIE DEBATTE in der «Arena»
nur theoretisch geführt wurde, gibt es
im Kanton Baselland einen konkreten
Rechtsfall: An der Sekundarschule Ther-
wil BL weigerten sich zwei muslimische

Schüler, ihrer Klassenlehrerin die Hand
zu geben, worauf die Schulleitung eine
«Vereinbarung» traf, wonach sie der Leh-
rerin die Hand nicht schütteln müssen
(siehe Frontseite). Die Öffentlichkeit
wurde darüber bislang nicht informiert,
die Schulleitung teilt auf Anfrage der
«Schweiz am Sonntag» mit, sie könne
erst morgen Montag dazu Stellung neh-
men. Einen ähnlichen Fall gibt es in
Muttenz BL. Widerstand kommt vom Be-
rufsverband der Baselbieter Lehrperso-
nen: Michael Weiss, Geschäftsführer des
Lehrervereins Baselland LVB, hält die
Therwiler Vereinbarung für einen Feh-
ler: «Sie ist nicht in unserem Sinn.»

Die Schulleitung hat das kantonale
Bildungsdepartement eingeschaltet. Sie
erhofft sich vom Kanton Hinweise, wie
man mit Handschlag-Verweigerern um-
gehen soll. Der Kanton arbeitet an ei-
nem Gutachten. Die zuständige Regie-
rungsrätin Monica Gschwind (FDP) will
sich nicht näher äussern, sondern sagt
nur, ihr sei der Fall einer Schule
bekannt. > KOMMENTAR SEITE 3
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 VON PATRIK MÜLLER

Sollen Schüler islamischen Glaubens ihrer Lehrerin die Hand geben müssen? Der Kanton Baselland muss entscheiden

Händedruck spaltet Schweizer Muslime
Ausgerechnet der Präsident des
als liberal geltenden islamischen
Dachverbandes distanziert sich
nicht von Händedruck-Verweige-
rern an Schulen.

Sonderregel für Muslime: Sekundarschule Therwil BL. NICOLE NARS-ZIMMER

Das Berührungsverbot im Islam wird un-
terschiedlich begründet. Die «Zeit» zi-
tierte einen Wissenschafter, der sagte,
das Verbot lasse sich nicht direkt auf
den Koran zurückführen, sondern –
wenn überhaupt – auf die Überlieferun-
gen aus dem Leben des Propheten (Mo-
hammed habe den Frauen nie die Hand
gegeben). Ein anderer Wissenschafter
verweist auf die Sure 17, Vers 32, die
vor Unzucht und Ehebruch warne und
von orthodoxen Muslimen als Verbot
des Handschlags ausgelegt werde.
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■ BERÜHRUNGSVERBOT
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